
Es handelt sich hier aber bis zur Beendigung der Be­
rufsausbildung des ältesten Kindes weiterhin um eine 
Familie mit vier Kindern. Daher ist — wie schon bis­
her — weiterhin Kindergeld in Höhe von 130 M monat­
lich zu zahlen (§ 6 der 1. DB).
Eine Neuberechnung des Kindergeldes ist nur dann er­
forderlich, wenn ein bisher mitzählendes Kind wirt­
schaftlich selbständig geworden oder aus dem Haushalt 
ausgeschieden ist (§ 6 Abs. 2 der 1. DB). Für die vom 
Betrieb vorgenommene generelle Neufestsetzung der 
Kindergeldzahlungen bestand also keine Berechti­
gung.
Diese fehlerhafte Handhabung der neuen Verordnung 
zeugt von mangelnder politischer Verantwortung bei der 
Anwendung des sozialistischen Rechts. Sie macht deut­
lich, daß die zuständigen Leiter den Inhalt und die Be­
deutung dieser gesetzlichen Bestimmung nicht begriffen 
haben. Das zeigt sich vor allem auch darin, daß die feh­
lerhaften Entscheidungen den Werktätigen ohne eine 
Erklärung übermittelt wurden.
Solche Handlungsweisen wirken sich auf die weitere 
Ausprägung des sozialistischen Bewußtseins der Werk­
tätigen nachteilig aus. Sie sind objektiv geeignet, im 
Einzelfall Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Bemühens 
von Partei und Regierung zur weiteren Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen und breiten Ent­
faltung der sozialistischen Demokratie aufkommen zu 
lassen.
Zur Wiederherstellung der Gesetzlichkeit sind folgende 
Maßnahmen zu treffen:
1. Es ist zu überprüfen, ob solche gesetzwidrigen Ent­
scheidungen auch in anderen Betriebsteilen des Kombi­
nats getroffen wurden, und festzustellen, in wieviel 
Fällen insgesamt das staatliche Kindergeld zu Unrecht 
gekürzt worden ist.
2. Die fehlerhaften Bescheide über die Kürzungen der 
Kindergeldzahlungen sind sofort zurückzu ziehen.
3. Die zu Unrecht einbehaltenen Kindergelder sind un­
verzüglich nachzuzahlen.
4. Gegen den verantwortlichen Leiter der Abteilung 
Lohnabrechnung des Kombinats ist ein Disziplinarver­
fahren einzuleiten.

A n m e r k u n g :
Durch das sofortige Eingreifen des Staatsanwalts konnte 
verhindert werden, daß über die ungesetzlichen Be­
scheide hinaus, die bis zu diesem Zeitpunkt ergangen 
waren, noch anderen Werktätigen solche Bescheide über­
mittelt wurden.
Der Protest ist wegen der politisch-ideologischen Bedeu­
tung der Gesetzesverletzungen unverzüglich durch den 
Staatsanwalt im Leitungskollektiv des Kombinats in 
Anwesenheit von Mitgliedern der Parteileitung und der 
Betriebsgewerkschaftsleitung ausgewertet worden. In 
diese Auswertung wurden die Leiter der Abteilungen 
Lohnabrechnung der einzelnen Betriebsteile sowie Mit­
arbeiter dieses Bereichs einbezogen. Im Mittelpunkt 
standen die ideologischen Ursachen, die zu der gesetz­
widrigen Entscheidung über die generelle Neufestset­
zung des staatlichen Kindergeldes geführt hatten.
Der Direktor des Kombinats traf unmittelbar nach 
Übergabe des Protests alle Maßnahmen, die im Inter­
esse der Wiederherstellung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit, im Interesse der strikten Wahrung der Rechte 
und sozialen Belange der betroffenen Werktätigen not­
wendig waren. Die unberechtigt einbehaltenen Kinder- 
geldbeträge wurden innerhalb weniger Tage nachge­
zahlt.
Im Ergebnis der gründlichen Auswertung des Protests 
stellte sich heraus, daß der für die gesetzwidrige Ent­
scheidung verantwortliche Leiter der Abteilung Lohn-
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abrechnung in den mehr als 25 Jahren seiner Betriebs­
zugehörigkeit stets verantwortungsbewußt gearbeitet 
und sich die Achtung und Anerkennung seiner Kollegen 
wegen seines persönlichen Einsatzes für die Belange des 
Betriebes und unserer Gesellschaft erworben hatte. Des­
halb schloß sich der Staatsanwalt des Bezirks unter 
Zugrundelegung der Kriterien, die bei der Festlegung 
einer Disziplinarmaßnahme zu berücksichtigen sind 
(§ 109 Abs. 2 GBA), dem Standpunkt des Kombinats- 
direktors an, von einer Disziplinarmaßnahme abzusehen. 
Er nahm von seiner diesbezüglichen im Protest erhobe­
nen Forderung Abstand.

Kurt R a d z i e j e w s k i ,  Staatsanwalt 
beim Staatsanwalt des Bezirks Neubrandenburg
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